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Bericht aus der Vollversammlung vom 9. Juli 2026 

 

Kommission für das 
Arbeitsvertragsrecht der   
bayerischen Diözesen 
 

Bericht aus Sicht der Mitarbeiterseite: 
213. Vollversammlung der Kommission für das 
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen am     
9. Juli 2026 
 

(Der Bericht gibt die Sicht der Mitarbeiterseite wieder und erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Beschlüsse unterliegen noch dem bischöflichen Einspruchsrecht und 

erlangen erst nach Inkraftsetzung im jeweiligen diözesanen Amtsblatt ihre Gültigkeit.) 
 
 

 
 

Inhalte: 
 
I. Beschlussmaterien  
- A, 2.6. Religionslehrkräfte - Folgebeschlüsse im Kontext Unterrichtszulage insbesondere zu 

Religionslehrkräften i.K. an sonstigen Schulen sowie im Einsatz als Religionslehrkräfte i.K. und 

als Gemeindereferent:in 

- D, 7. Personalunterkünfte –Beschlussfassung mit Korrektur der Werte 

- D, 8. Ergänzende Leistungen – Anpassung aufgrund Tarifeinigung TV-L 

- Geschäftsordnung der Kommission 

- A, 2.15. Pfarrreferentinnen / Pfarrreferenten 

- Bereich Kindertageseinrichtungen 

A, 2.3.30. Berücksichtigung Assistenzkräfte bei der Praxisanleitung  

E, 3. – Ergänzung wegen des Heilerziehungspflegerischen Einführungsjahrs 

 

II. Beratung 
Reaktivierung Arbeitsgruppen (u.a. Kita-Personal, Ältere Beschäftigte) 
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I. Beschlussmaterien 

 
Religionslehrkräfte - Folgebeschlüsse im Kontext Unterrichtszulage 
insbesondere zu RL i.K. an sonstigen Schulen sowie im Mischeinsatz (A, 2.6. 
Entgeltordnung Religionslehrkräfte i.K.) 
Mit einer umfassenden Beschlussvorlage in Sachen Religionslehrkräfte i.K. hat sich die 
Kommission in ihrer Vollversammlung befasst. Neben Folgeänderungen aufgrund der im 
vergangenen Sommer beschlossenen Unterrichtszulage gab es noch weiteren Ergänzungs- 
bzw. Korrekturbedarf. 
So wurde bei den Verhandlungen 2019 übersehen, eine Ergänzung der Protokollnotizen in den 
Entgeltordnungen für Gemeindereferenten und –innen sowie Pastoralreferenten und -innen 
auch in der Entgeltordnung für Religionslehrkräfte vorzunehmen. Die damals beschlossene 
Zulage (allgemeine Zulage) wurde in dem Beschluss als „Höhergruppierung“ bewertet, was 
vor allem mitarbeitervertretungsrechtlich Bedeutung entfalten sollte. Allerdings hätte das die 
Konsequenz gehabt, dass damit die Stufenlaufzeit in der neuen Entgeltgruppe EG 10 + Zulage 
dem Wortlaut des ABD nach neu begonnen hätte. Dies war aber nicht beabsichtigt. Zur 
Klarstellung wurde nun geregelt, dass genau diese Bestimmung aus § 17 Abs. 4 Satz 1 ABD Teil 
A, 1. auch bei Religionslehrkräften eben nicht zur Anwendung kommt. 
In einzelnen Diözesen sind Beschäftigte innerhalb eines einheitlichen Arbeitsverhältnisses als 
Gemeindereferentinnen bzw. Gemeindereferenten und als Religionslehrkräfte i. K. tätig. Der 
bisherigen Regelungstext war hier insofern nicht eindeutig, ob Beschäftigte für diese 
kombinierte Tätigkeit beide Zulagen gleichzeitig erhalten könnten. Die Gewährung dieser 
doppelten Zulagen (Funktionszulage und Unterrichtszulage) war nie geplant und sollte daher 
rechtssicher ausgeschlossen werden. 
Die Förderschulzulage wird bis 2030 eingefroren. Dadurch verringert sich die Heraushebung 
dieser Religionslehrkräfte. Hierdurch wird eine gleichmäßigere Entgeltstufung im Vergleich 
der Religionslehrkräfte an unterschiedlichen Schularten erreicht. 
Darüber hinaus hat die Kommission den aus dem letzten Jahr verbliebenen Auftrag aus des 
Gesamtkomplex Entgeltordnung „Religionslehrkräfte i.K.“ abgearbeitet. Es waren noch 
Regelungen für Religionslehrerinnen und Religionslehrer nötig, die an sonstigen Schulen (also 
berufliche Schulen, Realschulen, Gymnasien) tätig sind. Sie hat sich bei Religionslehrkräften 
mit wissenschaftlichem Hochschulabschluss an der Eckeingruppierung orientiert, so dass sich 
für diese an Weiterführenden Schulen EG 13 ergibt. Religionslehrkräften mit 
Bachelorabschluss erhalten zukünftig auch die allgemeine Zulage und richten sich damit nach 
der Eingruppierungssystematik von Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten. Damit 
einher gehen auch Folgeänderungen in den einschlägigen Bestimmungen zu 
Religionslehrkräften i.K. an Waldorfschulen. 
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil A, 2.6. 

 
 
Personalunterkünfte –Beschlussfassung mit Korrektur der Werte (Bewertung 
von Personalunterkünften (Teil D, 7.) 
Die Beträge für die Bewertung von Personalunterkünften wurden entsprechend der 
Bekanntmachung des Bayerischen Finanzministeriums zum 1. Januar 2026 erhöht.  
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil D, 7. 
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Ergänzende Leistungen – Anpassung aufgrund Tarifeinigung TV-L (Teil D, 8.) 
Das ABD regelt in Teil D, 8., basierend auf dem landesbezirklichen Tarifvertrag über eine 
ergänzende Leistung im Freistaat Bayern, die ergänzende Leistung („Ballungsraumzulage“), 
welche aktuell nur im Verdichtungsraum München greift und für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst sowie Auszubildende von Bedeutung ist, die in diesem 
Verdichtungsraum ihre Dienststelle und ihre Hauptwohnung haben. 
In der Vollversammlung wurden nun die Höhe der ergänzenden Leistung, der ergänzenden 
Leistung für Kinder sowie die Grenzbeträge an die Anhebung der Entgelte im TV-L angepasst. 
Die ergänzende Leistung wurde rückwirkend zum 1. April 2026 um 2,80 Prozent angehoben. 
Weitere Erhöhungsschritte folgen zum 1. März 2027 (2 Prozent) und zum 1. Januar 2028 (1 
Prozent). 
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil D, 8. 

 
 
Geschäftsordnung der Kommission 
Die Kommission hat ihre interne Geschäftsordnung überarbeitet und den aktuellen 
Anforderungen an die Kommissionsarbeit angepasst. 

 
 
A, 2.15. Pfarrreferentinnen / Pfarrreferenten – Folgeänderungen (A, 2.15.) 
In Folge der Einführung weiterer Zulagen für diese Berufsgruppe wurde zuletzt übersehen, die 
einschlägigen Bezüge innerhalb der Entgeltordnung vollumfänglich anzupassen. Die 
notwendigen Anpassungen hat die Kommission nun vorgenommen. 
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil A, 2.15. 

 
 
Bereich Kindertageseinrichtungen 
Berücksichtigung Assistenzkräfte bei der Praxisanleitung (A, 2.3.30.) 
Seit 2022 eröffnet der Freistaat Bayern neue Wege für Quereinsteigende, um sich zur 
pädagogischen Ergänzungskraft oder zur pädagogischen Fachkraft weiterbilden zu können 
(Modularausbildung). 
In beiden Fällen sieht das Gesamtkonzept für die berufliche Weiterbildung im Rahmen der 
Weiterqualifikation die Praxisanleitung durch voll ausgebildete Fachkräfte vor. Daher sind 
diese Quereinsteigenden künftig ebenfalls zu berücksichtigen, wenn Fachkräfte die 
Praxisanleitung dieser Personen übertragen wurde. Zum Hintergrund: wenn Praxisanleitende 
mindestens 15% ihrer Gesamttätigkeit für die Praxisanleitung aufwenden, erhalten sie eine 
entsprechende Zulage für die Dauer der Tätigkeit in Höhe von 70 Euro pro Monat. 
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil A, 2.3.30. Anmerkung 1a. 
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Ergänzung wegen des Heilerziehungspflegerischen Einführungsjahrs (E, 3.) 
Neben dem Sozialpädagogischen Einführungsjahr gibt es nun für den Bereich der 
Heilerziehungspflege einen Schulversuch, der der Modernisierung der 
Heilerziehungspflegeausbildung dient. Die entsprechende Ausbildung sieht ein 
„Heilerziehungspflegerisches Einführungsjahr“ (HEJ) vor. Es war daher sinnvoll, den 
Anwendungsbereich von Teil E, 3. entsprechend weiter zu fassen. Es erschien aus Sicht der 
Kommission sinnvoll, hier die gleichen Bedingungen wie für das SEJ zur Anwendung zu 
bringen. 
Rechtliche Grundlage: 
ABD Teil A, E, 3. 

 

 
 

 
 

II. Beratung 
Die Mitarbeiterseite hat angekündigt, dass sie die Arbeitsgruppen zum „Personal in 
Kindertageseinrichtungen“ sowie zu den „Älteren Beschäftigten“ wieder reaktivieren möchte, 
um mit der Dienstgeberseite auf Arbeitsebene neue Ideen zu diesen beiden Bereichen 
vorberaten zu können. Ziel wäre eine Wiederaufnahme der Arbeit in diesen Arbeitsgruppen 
im Herbst 2026. 
 
 
Die nächste reguläre Vollversammlung der Kommission ist für 3./ 4. Dezember 2026 in 
Augsburg geplant.  
 
Oberammergau, den 13. Juli 2026 
 
 
Ludwig Utschneider 
Sprecher der Mitarbeiterseite 
 

- ABD – Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 
- Kommission – Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen Diözesen 

(Bayerische Regional-KODA) 
- Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission (ZAK) – Kommission auf Bundesebene mit 

eigenen Regelungskompetenzen und politischen Aufgaben 
- TVöD-VKA – Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Kommunen 

Wie geht es weiter? 
Die im Rahmen der Vollversammlung getroffenen Beschlüsse mit arbeitsvertragsrechtlicher 
Relevanz werden anschließend den Diözesanbischöfen zur Inkraftsetzung vorgelegt. Wenn die 
Bischöfe nicht innerhalb von sechs Wochen Einspruch einlegen, erfolgt eine Veröffentlichung der 
Beschlüsse in den diözesanen Amtsblättern. 
Mit der rechtsverbindlichen Veröffentlichung in den Amtsblättern werden die geänderten bzw. 
neuen ABD-Regelungen auch im OnlineABD veröffentlicht. 


